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In die Flüsse oder ins Nordsee-Rohr?
• Wer Abwasser in Flüsse lei-
tet, benötigt eine Genehmi-
gung. Sonst ist die Einleitung
strafbar.
• Vor der Haustür der Asse
fließt dieOker vorbei, sie
mündet über die Aller in die
Weser. Die Oker hat, wie an-
dere Harzvorland-Flüsse, ein
ProblemmitSchwermetallen
imWasser. Jeder Regen
wäscht die aus Abraumhal-
den, Bergwerksgruben und
Altlasten des einstigen Erzab-
baus im Harz in die Flüsse. Ob

auch noch Salzwasser in die
Oker dürfte, ist offen.
• Die Asse-Abwässer könnten
aber per Tank-Lkw an jeden
anderen Fluss gefahren wer-
den. K+S hat so jahrelang den
Standort Neuhof-Ellers zur
Werra entsorgt.
• Auch Einspeisung in eine
Nordsee-Abwasserleitung für
Werra-Kalisalzabwässer dürfte
zumindest geprüft werden -
falls die kommt und die Asse
bis dahin nicht abgesoffen und
aufgegeben ist. (wrk)

WIESBADEN. Die Einnahmen
aus der Gewerbesteuer spru-
deln wieder kräftig und füllen
die Kassen der hessischen
Kommunen. Rund 4,2 Milliar-
den Euro nahmen die Städte
und Gemeinden im Land 2012
ein. Damit sei fast wieder das
Niveau der „Boomjahre“ 2007
und 2008 erreicht worden,
teilte das Statistische Landes-
amt am Montag in Wiesbaden
mit. Im Vergleich zu 2011
wurde ein Anstieg von 11,5
Prozent oder 433 Millionen
Euro verzeichnet. Allerdings
profitierten nicht alle Kom-
munen in gleichem Maße da-
von. Die Gewerbesteuer ist
ihre wichtigste Einnahme-
quelle.

Auf die fünf kreisfreien
Städte Frankfurt, Wiesbaden,
Kassel, Darmstadt und Offen-
bach entfiel knapp mehr als
die Hälfte aller Gewerbesteu-
ereinnahmen. Sie verbuchten
außerdem eine überproportio-
nale Steigerung von 27,6 Pro-
zent. Die kreisangehörigen
Gemeinden mussten hinge-
gen nach dem Rekordjahr
2011 einen leichten Rückgang
hinnehmen. Ihre Einnahmen
sanken im Schnitt um 1,2 Pro-
zent. (lhe)

Gewerbesteuer
sprudelte
meist kräftig

beiten. In der Regel werde ein
Realschulabschluss verlangt.
Unser Foto zeigt einen Tierpfle-
ger in der Stuttgarter Wilhel-
ma, der das Gewicht eines im
Juni 2012 geborenen Okapi-
Kalbs kontrolliert. Foto: dpa

Arm rum“, sagte Knott, der im
Frankfurter Zoo die Menschen-
affen betreut. Bewerber müss-
ten körperlich belastbar sein,
Englisch können, PC-Kenntnis-
semitbringen und auch anWo-
chenenden und Feiertagen ar-

der Zootierpfleger. Vor allem
junge Frauen fühlten sich von
TV-Sendungen zu dem Beruf
hingezogen. Die Realität sehe
aber anders aus als in den Seri-
en: „Wir laufen nicht den gan-
zen Tagmit einem Tier auf dem

Viele Branchen klagen über
Nachwuchsmangel - die Zoos
können sich vor Bewerbern
kaum retten. Auf eine freie
Lehrstelle gebe es mehrere
Hundert Bewerber, sagte Cars-
ten Knott vom Berufsverband

Traumberuf Zootierpfleger

WIESBADEN. Trotz des Rück-
zuges aus Thüringen und
Sachsen-Anhalt will BNK Pe-
troleum die Vorbereitung zur
Erdgassuche in Hessen nicht
aufgeben. Das hat das Unter-
nehmen Hessens Umweltmi-
nisterium auf Anfrage mitge-
teilt. Das heißt: Ein Antrag
beim RP Darmstadt, der die
Suche im nordhessischen
5000-Quadratkilometer-Feld
Adler-South möglich machen
soll, läuft weiter.

In Thüringen und Sachsen-
Anhalt hatte BNK schon su-
chen können. Dort wurde das
Projekt wegen mangelnder
Aussicht auf lohnende Aus-
beutung aufgegeben. (wrk)

Erdgas-Suche
in Nordhessen:
Antrag bleibt

DÜSSELDORF. Nach der Sus-
pendierung von zehn Feuer-
wehrleuten ist der Düsseldor-
fer Oberbürgermeister Dirk
Elbers (CDU) in die Kritik gera-

ten. Ein Feuer-
wehrmann
hatte auf Face-
book gegen
das Stadtober-
haupt polemi-
siert: „Erst
wenn der eige-
ne Bürostuhl
brennt, wird

Herr Elbers erkennen, dass
man mit Infopavillons keine
Brände löscht“, postete er –
neun Kollegen drückten den
„Gefällt mir“-Knopf. Hinter-
grund soll ein Streit um nicht
bezahlte Überstunden sein.

„Wenn es um seine Person
geht, verliert der Oberbürger-
meister offenbar jegliches Au-
genmaß“, kritisierte der SPD-
Fraktionschef im Rathaus,
Markus Raub. Die Fachge-
werkschaft Komba nannte die
Suspendierung „völlig überzo-
gen“ und durch das Diszipli-
narrecht nicht gedeckt. (dpa)

Kritik an
Düsseldorfs
OB Elbers
Nach Suspendierung
von Feuerwehrleuten

Dirk
Elbers

BRAUNSCHWEIG. Im Prozess
um einen Mord vor mehr als
20 Jahren gibt es Zweifel an
den Aussagen des Angeklag-
ten. Ein Gutachter stellte am
Montag die Schilderung des
49-Jährigen infrage, der von ei-
ner spontanen Tat gesprochen
hatte. Der Psychiater sprach
sich auch dafür aus, dass der
Angeklagte nach der Haft in
Sicherungsverwahrung
kommt, weil er weiter als ge-
fährlich einzustufen sei.

Der 49 Jahre alte Mann hat-
te eingeräumt, das 23 Jahre
alte Opfer 1992 im Harz verge-
waltigt und mehrmals mit
dem Kopf auf den Boden ge-
schlagen zu haben. (dpa)

Mord vor
20 Jahren:
Experte zweifelt

ten Lösungen noch tiefer im
Berg. 25 Liter davon sickern
dort täglich aus den Atom-
müllkammern. In einem
strahlenden Sumpf, 750 Meter
tief, dort, wo der Großteil des
Mülls aus Atomkraftwerken
seit 40 Jahren abgekippt und
eingemauert liegt, werden bis
zu 80 000 Liter vermutet. Die-
se Brühe bleibt unter Tage:
Das BfS will damit Beton an-
mischen, um Hohlräume noch
tiefer im Berg zu verschließen.

Den laut BfS unbedenkli-
chen großen Salzwasser-Rest
in den Fluss? Die Politik fürch-
tet eine Welle der Empörung.
Messwerte hin oder her: So-
wohl Noch-Umweltminister
Stefan Birkner (FDP) wie auch
sein möglicher Nachfolger
Stefan Wenzel (Grüne) wollen
lieber weiter die unterirdische
Entsorgung. Also wie bisher ir-
gendwo in alten Bergwerken.

Pläne, gar Anträge zur Ein-
leitung in irgendwelche Flüsse
gibt es laut BfS nicht. Aber: Ne-
ben die 3850 Kubikmeter aus
der Asse müsse man auch mal
setzen, was jetzt schon an
Salzabwässern in Weser, Ems
und Jade fließt– jedes Jahr Mil-
lionen Kubikmeter, unter an-
derem aus dem Kalibergbau.

bislang der Kasseler K+S-Kon-
zern: Dessen in den 1970ern
stillgelegte Grube Mariaglück
im Kreis Celle wird seit Jahren
geflutet. Mit Süßwasser und
mit Salzabwässern. Knapp
4000 Kubikmeter davon liefert
die Asse jedes Jahr – und zahlt
dafür gut 54 Euro pro Kubik-
meter an K+S. Bis 2014 geht es
noch, vielleicht zwei Jahre län-
ger. 2016 aber, bestätigt auch
K+S, ist definitiv Schluss, wer-
de Mariaglück endgültig ver-
wahrt, sprich dichtgemacht.
BfS-Sprecher Werner Nording:
„Wir suchen alternative An-
nahmestellen.“ Alt-Bergwerke
in Thüringen und Sachsen-An-
halt hätten schon abgewinkt.

„Schotten zu“
„Hören die Leute Asse, ge-

hen die Schotten zu“, sagt
Nording. Dabei sei das Zu-
trittswasser harmlos und nur
leicht aus der Grubenluft mit
Tritium belastet. In der Nord-
see messe man dieselben Wer-
te wie bei den Assewässern,
drei Becquerel pro Liter. Zum
Vergleich: Im Trinkwasser sei-
en 100 Becquerel erlaubt.

Man dürfe diese Abwässer
nicht in einen Topf werfen
mit radioaktiv kontaminier-

seinem Weg durch das alte
Salzbergwerk zur Salzlösung
wird. Zwölf Kubikmeter davon
werden Tag für Tag mit Tanks
eingefangen, radiologisch ge-
testet und wieder nach oben
gepumpt.

Bis zu 500 Kubikmeter
schaffen die Pumpen - bei grö-
ßeren Einbrüchen müsste die
Asse aufgegeben werden,
müssten 126 000 Atommüll-
fässer, deren Bergung seit Jah-
ren fieberhaft geplant wird,
für immer unten bleiben. Not-
helfer bei der Entsorgung ist

VON WOL FGANG R I E K

HANNOVER/KASSEL. Salzab-
wässer aus der maroden
Atommüllgrube Asse bei Wol-
fenbüttel ab in die Weser und
dann in die Nordsee? Diesen
Entsorgungs-Notausgang hat
das Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) dem Umweltmi-
nisterium in Hannover schon
2012 vorgeschlagen. Jetzt
schlägt die Sache ziemliche
Wellen. Es geht um Zutritts-
wasser, das irgendwie irgend-
wo in die Asse sickert und auf

Aus der Asse ab ins Meer?
K+S entsorgt Salzabwässer des Atommüllbergwerks höchstens bis 2016

Ländernotizen
Gießen schlüpft
unter Schutzschirm
Auch die hoch verschuldete
Stadt Gießen ist unter den Kom-
munalen Schutzschirm des Lan-
des Hessen geschlüpft. Damit
übernimmt das Land nach eige-
ner Angabe rund 46 Prozent der
Schulden der mittelhessischen
Universitätsstadt - insgesamt
gut 78 Millionen Euro. So soll er-
reicht werden, dass die Stadt
Gießen 2020 einen ausgegliche-
nen Haushalt vorlegen kann.

Schmerzensgeld für
Demonstranten
Die Frankfurter Polizei hat fünf
Teilnehmern der Blockupy-Pro-
teste je 500 Euro Schmerzens-
geld gezahlt. Grundlage der Zah-
lungen ist ein Urteil des Gieße-
ner Amtsgericht. Die Demons-
tranten waren imMai 2012 auf
der Anreise abgefangen worden
und hatten mehrere Stunden in
Gewahrsam gesessen.

Saar: Mindestlohn für
öffentliche Aufträge
Im Saarland soll künftig ein Min-
destlohn von 8,50 Euro pro
Stunde für die Vergabe öffentli-
cher Aufträge gelten. Dazu soll
im Landtag in Saarbrückenmor-
gen ein neues Tariftreuegesetz
verabschiedet werden. Der Ge-
setzentwurf der Koalitionsfrak-
tionen von CDU und SPD sieht
die Lohnuntergrenze ab einem
Auftragsvolumen von 25 000
Euro vor. Die Opposition aus
Grünen, Piraten und Linken will,
dass diese ab einem Auftragsvo-
lumen ab 10 000 Euro gilt.

Letzte Fahrt der
Fregatte Emden
Die ersten drei Schiffe eines Ma-
rineverbands sind gestern in
Wilhelmshaven zu viermonati-
gen Manövern ausgelaufen. Der
insgesamt fünf Schiffe umfassen-
de Verband wird sich unter Füh-
rung der Fregatte „Emden“ an
Übungen imMittelmeer, in der
Nordsee und im Atlantik beteili-
gen und im Juni zurückkehren.
Für die „Emden“ ist es nach 30
Jahren imMarinedienst ihre letz-
temehrmonatige Fahrt. Sie wird
von den Korvetten „Oldenburg“
und „Braunschweig“ begleitet.
Später sollen die Fregatte „Bre-
men“ und der Versorger „Frank-
furt amMain“ hinzustoßen. Für
die neue „Oldenburg“ ist es die
erste große Fahrt nach der In-
dienststellung im Januar.

Bistum Trier weiter
in roten Zahlen
Das Bistum Trier steckt weiter in
den roten Zahlen undmuss für
denHaushalt 2013 erneut tief in
die Rücklagen greifen. Um Ein-
nahmen und Ausgaben auszu-
gleichen, müssen daraus 18,8
Millionen Euro beigesteuert
werden. Bereits in den vergange-
nen vier Jahren hatte das Bistum
Millionenbeträge aus der Rück-
lage nehmenmüssen.

kritischen Begutachtung eva-
luiert werden. Nach der Aus-
wertung solle dann über die
künftigen Aufgaben entschie-
den werden.

Piel betonte, es habe enga-
gierte sowie konstruktive Ge-
spräche gegeben. Das Umwelt-
ressort mit dem bei der Atom-
Endlagersuche zum Zankapfel
gewordenen Salzstock Gorle-
ben soll in den nächsten Tagen
ausgehandelt werden. Zur
Flüchtlings- und Einwande-
rungspolitik betonte Piel: „Wir
werden das härteste Abschie-
berecht Deutschlands aufwei-
chen und verändern.“ Einzel-
heiten würden noch von Fach-
arbeitsgruppen ausgearbeitet.

Für Polizisten soll nach Ge-

HANNOVER. SPD und Grüne
in Niedersachsen wollen den
Verfassungsschutz reformie-
ren und in der Ausländerpoli-
tik einen humaneren Kurs ein-
schlagen. Am zweiten Tag ih-
rer Koalitionsgespräche be-
tonten beide Parteien, der Ver-
dacht politischer Einseitigkeit
dürfe beim Verfassungsschutz
nicht mehr aufkommen, die
parlamentarische Kontrolle
soll daher gestärkt werden.

„Wir haben beim Verfas-
sungsschutz eine gemeinsame
Linie gefunden“, erklärte die
Grünen-Spitzenfrau Anja Piel.
Der Inlands-Geheimdienst
müsse auf seine Tauglichkeit
geprüft werden; seine Aufga-
ben sollen im Rahmen einer

„Haben gemeinsame Linie gefunden“
SPD und Grüne in Niedersachsen streben Polizisten-Kennzeichnung und Verfassungsschutzreform an

sprächen mit Gewerkschaften
eine Kennzeichnungspflicht
mit Nummern in geschlosse-

nen Verbänden
wie beim Ein-
satz bei De-
monstratio-
nen eingeführt
werden. Per-
sönlichkeits-
rechte der Be-
amte würden
aber geachtet,
betonte der vo-

raussichtliche Ministerpräsi-
dent Stephan Weil. Nur der Po-
lizei sollen bei Beschwerden
Rückschlüsse auf die jeweili-
gen Beamten möglich sein.

Die Hürden für eine Bürger-
beteiligung sollen gesenkt wer-

den. Künftig sollen 20 000 statt
wie bisher 25 000 Unterschrif-
ten für Bürger-Entscheide und
5000 statt 10 000 für Bürger-Be-
gehren ausreichen. Im Sozial-
bereich wollen beide Parteien
eine Ausbildungsumlage für
Pflegeberufe einführen und
ambulante Systeme vor allem
im ländlichen Raum ausbauen.

Im Bereich der Justiz soll es
nach Hamburger Modell künf-
tig Richterwahl-Ausschüsse ge-
ben, um die Unabhängigkeit
bei der Personalpolitik im Jus-
tizwesen zu stärken. Nieder-
sachsen wolle sich zudem einer
Initiative von Schleswig-Hol-
stein und Hamburg anschlie-
ßen und ein Korruptionsregis-
ter aufstellen, so Weil. (dpa)

Anja
Piel
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